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Wer das Filmfestival Locarno besucht, hat nach dem Film keine Chance, mit öffentlichen Verkehrsmitteln nach Hause zu kommen. Es sei denn, er lebe im Tessin. KEYSTONE 

•• 

<<Es geht um das Uberleben von Locamo» 
Dürfen Parlamentarier am Filmfestival Hotelübernachtungen annehmen? Ja, sagt Festival-Präsident Marco Solari 

Viele Parlamentarier stehen vor 
einem Dilemma. Dürfen sie 
Einladungen mit Hotelüber­
nachtungen annehmen? 
SP-Nationalrätin Nadine Mass­
hardt will nun Klarheit schaffen. 

VON HENRY HABEGGER 

UND OTHMAR VON MATI 

I 
n der Wandelhalle gibt es ein gros­
ses Thema unter den Parlamenta­
riern. Wie sollen sie nach der Ka­
sachstan-Affäre mit Einladungen 
für das Filmfestival Locarno vom 

5. bis 15. August umgehen, die nun ein­
treffen von Post, Swisscom, UBS, Swiss 
und SBB? Dürfen sie die offerierten 
Übernachtungen akzeptieren? Oder 
müssen sie diese selbst berappen? 

Eine Frage, die SP-Nationalrat Mat­
thias Aebischer auf spezielle Art gelöst 
hat: Er berappt die Hotelkosten in Locar­
no selbst. Und doch bleibt sie für den 
Präsidenten der Bildungskommission 

(WBK) ein Dilemma. «Eine Übernach­
tung geht nach meinem Gespür eigent­
lich bereits zu weit», sagt er. «Das wäre 
aber schlimm für Locarno. Eine Einla­
dung ohne Hotelübernachtung bringt 
nichts. Wäre das verboten, hätte das 
Filmfestival ein ernsthaftes Problem.» 

Das sei mun wirklich die zentrale 
Frage, die mich im Moment beschäftigt», 
sagt Marco Solari, Präsident des Filmfes­
tivals von Locarno. Am 1. Juni hatte er 
ein Treffen mit allen CEOs der Sponso­
ren. «<ch sagte ihnen zu dieser Problema­
tik: Eine Einladung nach Locarno muss 
doch in unserem Land immer noch ver­
hältnismässig sein.» Es könne nicht im 
Interesse der Schweiz liegen, «dass Ver­
anstaltungen nur noch im goldenen 
Dreieck zwischen Zürich, Basel und Bern 
stattfinden können», betont er. «Das wä­
re eine immense Ungerechtigkeit gegen­
über den Randregionen, die alles tun, 
um nicht unter die Räder zu kommen.» 
Solari betont: «Es geht um das Überleben 
von Locarno.» Ohne Sponsoren sei «Lo­
carno am Ende und das Tessin gedemü­
tigt. Das kann nicht im Interesse der 

Schweiz liegen.» Locarno gehöre heute 
von 3000 Filmfestivals weltweit zu den 
Top Ten. «Wir haben Locarno systema­
tisch auch als Mikro-Mikro-Davos aufge­
baut», sagt Solari. «Locarno ist zu einer 
politischen Sommerplattform gewor­
den, auf der sich Wirtschaft und Politik 
in einer zwanglosen Form treffen. Und 
diese Treffen finden alle in einem relativ 
kargen und nüchternen Rahmen statt.» 

SP-Nationalrat Aebischer sieht einen 
Kompromiss. «Eine Lösung wäre, dass 
Veranstalter günstige Hotelkonditionen 
anbieten würden. Es müssen nicht im­
mer Vier- oder Fünfsternehotels sein.» 

DIE UNSICHERHEIT WILL jetzt die Berner 
SP-Nationalrätin Nadine Masshardt (30) 
aus der Welt schaffen. Sie arbeitet an 
einer parlamentarischen Initiative, die 
in der SP-Fraktion diskutiert und danach 
eingereicht werden soll. 

Konkret will Masshardt festschrei­
ben, dass Parlamentarier ihre Reisen im 
In- und Ausland inklusive Hotelkosten 
ab einem bestimmten Betrag selbst 
bezahlen. 

Im Parlamentsgesetz will sie folgen­
de Passage einfügen: «Die Parlaments­
mitglieder können Einladungen einer 
schweizerischen oder internationalen 
Interessenorganisation zu einer Infor­
mationsreise annehmen, sofern die Rats­
mitglieder die Reisekosten selber bezah­
len. Geldwerte Leistungen unter einem 
noch zu bestimmenden Betrag sind von 
dieser Regelung ausgenommen.» 

Zu den Reisekosten gehören für 
Masshardt auch Hotelübernachtungen. 
Diese werden von diversen Parlamentari­
ern heute faktisch nicht zu den Reisekos­
ten gezählt, was heisst, dass sie sich ein­
laden lassen. Wo die erlaubte Höchst­
grenze für Einladungen liegt und ob 
spendierte Hotelübernachtungen künf­
tig noch drinliegen, lässt Masshardt im 
Moment offen. «Das soll und kann die 
vorberatende Kommission diskutieren. 
Aber analog zu den bisherigen Empfeh­
lungen des Büros stehen für mich als 
<Ausnahmen> Einladungen zu Essen, 
Aperos etc. im Vordergrund», sagt sie. 

Andererseits wirft Masshardt die 
Frage auf, ob Parlamentarier wie bei 

Sprachaufenthalten einen bestimmten 
Kredit für Auslandreisen erhalten sollen. 
Denn klar ist, dass sich nicht alle Politi­
ker teure Reisen leisten können. 

MIT EINER ZWEilEN parlamentarischen 
Initiative will Masshardt auch Unsicher­
heiten und Wildwuchs im Umgang mit 
Spenden beseitigen. Heute sind Politiker 
niemandem Rechenschaft schuldig, wo­
her beispielsweise ihre Wahlkampfgel­
der kommen. Masshardt verlangt jetzt, 
dass Politiker «Spenden oder geldwerte 
Zuwendungen» ab einer bestimmten Hö­
he in einem öffentlichen Register ange­
ben müssen. Einzelspenden samt deren 
Herkunft sollen ab 5000 Franken melde­
pf lichtig sein. 

Zu ihren Beweggründen sagt Mass­
hardt: «Vertrauen der Bevölkerung in die 
Politik ist für das Funktionieren unserer 
Demokratie zentral. Regelungen über 
Reisekosten und Spenden im Parla­
mentsgesetz würden diese stärken.» Sie 
ist überzeugt: «Das sorgt für mehr Ver­
bindlichkeit als blosse Empfehlungen 
der Ratsbüros.» > KOMMENTAR SEilE 17 


